


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 419 
- Henselsgraben (Wohnbaugebiet) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 28.09.2001 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Allgemeine Wohngebiete WA gemäß § 4 BauNVO 

In allen allgemeinen Wohngebieten sind von den nach § 4 Absatz 2 BauNVO allgemein zulässigen 
Nutzungen die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden gemäß § 1 Absatz 5 und Absatz 9 
BauNVO nicht zulässig. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA(1) bis WA(26) und WA(28) bis WA(36) sind von den nach  
§ 4 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen die Nr. 2 sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, Nr. 3 Anlagen für die Verwaltung, Nr. 4 Gartenbaubetriebe und Nr. 5 Tankstellen 
gemäß § 1 Absatz 6 Nr.1 BauNVO nicht zulässig. 

In dem allgemeinen Wohngebiet WA(27) sind von den nach § 4 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen die Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Nr. 4 Gartenbaubetriebe 
und Nr. 5 Tankstellen gemäß § 1 Absatz 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig. 

2. Geschoßflächenzahl gemäß § 20 BauNVO 

Bei der Ermittlung der zulässigen Geschoßflächenzahl sind gemäß § 20 Absatz 3 BauNVO die Flä-
chen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen (auch wenn diese keine Vollgeschosse sind) 
einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräumen und einschließlich ihrer Umfassungswände 
mitzurechnen. 

3. Abweichende Bauweise gemäß § 22 Absatz 4 BauNVO 

Die festgesetzte abweichende Bauweise entspricht der offenen Bauweise, läßt jedoch Einzelhäuser 
und Hausgruppen bis zu 60m Länge zu. 

4. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 21 BauGB 

Geh- und Fahrrechte (G, F Anlieger) werden zugunsten der Bewohner der Grundstücke festgesetzt, 
die an dem jeweiligen, mit einem Geh- oder Fahrrecht belegten Weg angrenzen. 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (G, F, L V.) werden zugunsten der Versorgungsträger festgesetzt. 

Geh-. Fahr- und Leitungsrechte (G, F. L All.) werden zugunsten der Allgemeinheit festgesetzt. 

5. Flächen für Stellplätze und Garagen gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 4 und 22 BauGB 

In den allgemeinen Wohngebieten sind Garagen nur innerhalb der überbaubaren Flächen oder auf 
den hierfür besonders ausgewiesenen Flächen für Stellplätze und / oder Garagen zulässig. 

6. Flächen für besondere Vorkehrungen zum Schutz vor Lärmbelästigungen gemäß  
§ 9 Absatz 1 Nr. 24 BauGB 

In den im Plan gekennzeichneten Flächen sind besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz vor 
Lärmbelästigungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes vorgeschrieben. 



Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich IV für das erste OG und 
darüberliegende Geschosse und Lärmpegelbereich III für das Erdgeschoß gemäß DIN 4109. Zum 
Schutz der Aufenthaltsräume in Wohnungen muß das resultierende Schalldämmmaß (R wres) für Au-
ßenbauteile im Lärmpegelbereich IV mindestens 40 dB (a) betragen Im Lärmpegelbereich III muß das 
resultierende Schalldämmmaß (R wres) für Außenbauteile mindestens 35 dB (a) betragen. 

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
(§ 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB) 

Private Stellplatzzufahrten, Stellplatz- und Hofflächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise (Poren-
stein oder sonstiges wasserdurchlässiges Pflaster bzw. Rasenfugenpflaster sowie wassergebundener 
Decke) auszuführen. 

* Regenwasserversickerung 

Die Versickerung von Regenwässern von privaten Dach- und Hofflächen auf dem eigenen Grundstück 
ist nicht zulässig. 

8. Kennzeichnung 

Im Geltungsbereich sind gemäß § 9 (5) Nr.3 BauGB Bereiche gekennzeichnet, deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. Im Falle von Bodenbewegungen oder Gebäudeabbrü-
chen in diesen Bereichen sind diese fachgutachterlich zu begleiten. 

9. Hinweise 

1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Bodenfunde, 
d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürli-
chen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt 
Neuss als unterer Denkmalbehörde und dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege Bonn un-
verzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstelle mindestens drei Werktage in unverändertem Zu-
stand zu erhalten (§15 und 16 Denkmalschutzgesetz NW). 

2. Das Plangebiet liegt im Bereich der projektierten Wasserschutzzone IIIB der Trinkwassergewin-
nungsanlage Rheinbogen. Bei der Planung von Erschließungsanlagen und Parkplätzen in Wasser-
schutzgebieten ist die Richtlinie für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungs-
anlagen (RiStWag) anzuwenden. 

3. Flächen, die sich in unmittelbarer Nähe von Bauflächen befinden und als Grünflächen ausgewie-
sen sind, sind als Verbotsflächen für den Baubetrieb festgeschrieben. Auf ihnen ist die Lagerung 
von Baustoffen und das Befahren mit Fahrzeugen wegen einer vermeidbaren Verdichtung des 
Bodens unzulässig. 

4. Der Oberboden ist durch Abschieben im Bereich von Erschütterungsflächen Bausteileneinrichtun-
gen und Baustraßen zu sichern und fachgerecht zu lagern. Die Verwendung des Bodenaushubes 
für bodenmodellierende Maßnahmen innerhalb des Bebauungsplangebietes ist anzustreben. 

5. Die allgemeinen Wohngebiete sind von Verkehrs- und Gewerbelärmimmissionen betroffen. Die 
entfernt liegenden Aluminiumbetriebe wirken mit 42 dB (A) ein. In der Gesamtbelastung über-
wiegen die Verkehrslärmimmissionen. Die Immissionssituation ist wohnverträglich. 

* Die aufgrund des Ratsbeschlusses vom 17.12.1999 geänderten Festsetzungen, wurden in 
den Text eingearbeitet. 
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